
Aktenzeichen:

.2_„iy„3n_1.55.

Verkündet

am 303 Juli 1959

I m N a m e n d e e V o l k e 5

In Sachen

9 o o o 5 o e o o l 0 o n o . o n o o n o :;

Beklagten und Revisionsklägerin9

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten9

hat der 20 Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 30„ Juli 1959,

an der mitgewirkt haben ‘

Senatspräsident B r a c k m a n n

als Vorsitzender?

Bundesrichter S c h m i t t
4

und

Bundesrichter H u n g e r
als weitere Berüferichter,

Bundessozialrichter Schmietendorf und

Bundeseozialrichter Müller

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Bayerischen

Landessozialgerichts vom 120 Februar 1958 wird

als unzuläseig verworfeno

Die Beklagte hat dem Kläger die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrcns zu er—

statteno

V o n R e c h t e w e g c n o
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Der im Bundesbahn—Betriebswerk Nürnberg beschäftigte Kläger

erlitt im Jahre 1954 einen Arbeitsunfällc Die Beklagte ge—
währte ihm deswegen eine vorläufige Rente nach einer Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit (MdEo) von 25 VOH° Lurch Bescleid

vom 110 Januar 1957 stellte sie‚die Rentenzehlung unter Ab—

lehnung der Deuerrente ein‚ weil Unfallfolgen nicht mehr vor—

handen seieno

Diesen Bescheid hat der Kläger mit der Klage zum Sozialge—

richt (£Go) Nürnberg angegriffeno Die Beklagte hat unter Hin—
weis auf é‘2 der Verordnung über Zuständigkeiten in der So—
zialgerichtsberkeit vom 9° April 1954 (Bayero GVBl° So 56 —
ZVO) eingewandt‚ zur Entscheidung des Rechtsstreits sei nicht

das engerufene Gericht9 sondern das EGOMünchen zuständige
Nach der angeführten Vorschrift ist beim EGO München für An—

gelegenheiten der Versicherungsträger der Deutschen Bundes—

bahn eine Kammer gebildet und deren Bezirk auf das Gebiet des
Freistaates Bayern erstreckt werden„ Die Beteiligten haben

übereinstimmend beantragt? über die Zuständigkeit des Gerichts
abgesondert zu verhandeln und durch Zwischenurteil zu ent—

scheiden„ ‘

EGO hat durch Urteil vom 14„ Mai 1957, das in den GründenDas

als Zwischenurteil gemäß 5 202 des Sozialgerichtsgesetzes

(EGG) in Verbindung mit @@274, 275 der Zivilprozeßordnung
230) bezeichnet ist? die prozeßhindernde Einrede der Unzu—

ständigkeit des £Go Nürnberg verworfen° Es hat zur Begrün—

dung seiner Entscheidung ausgeführt: Das SGG kenne nur nach

Versicherungszweigen gegliederte Fachkammern (@ 10 EGG)O

Gegen dieses Prinzip verstoße @2 ZVO, indem er eine Kammer
für einen bestimmten Versieherungsträger versehe°
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Die von der Beklagten hiergegen eingelegte Berufung hat das

Bayerische Lendeseozialgericht (LEGO) durch Urteil vom l2oFe—
bruar 1958 zurückgewiesen° Es hat die Berufung nach 5 143 EGG

als stetthaft angesehen° Die vom EGObejehte Frage, ob 5 2 ZVO

gegen 5 10 SGGverstößt‚ hat es unentechieden gelassen; es hat
aber 5 2 ZVO deshalb als rechtsunwirksem erachtet, weil die

darin angeordnete Bildung einer Kammer für Angelegenheiten der

Vereicherungeträger der Leutschen Bundesbahn ausschließlich

eine Angelegenheit der dem Präsidium des Gerichts zustehenden

Geschäftsverteilung sei und Arto 2 Abso 1 des Gesetzes zur Aus—

führung des Sozialgerichtegeeetzes in Bayern vom 210 Iezember

1953 (GVBl° S0 195) nur zur Ausdehnung des Bezirks einer Kem—

mer9 nicht aber zur Bildung von Kammern ermächtige„ — Das LSG°

hat die Revision zugelassen°

Das Urteil ist der Beklagten am 5° Juni 1958 zugestellt werden°

Sie hat hiergegen am 20 Juli 1958 Revision eingelegt und diese

am 250 Juli 1958 begründet„

‘Die Beklagte hält @ 2 ZVO für rechtswirksem und demgemäß das

Go München für zugtähdigo Sie beantragt‚ff)

das Urteil des Bayeriechen LEGO vom 12° Februar

1958 eufzuheben und den Rechtsstreit an das ört—

lich zuständige EGOMünchen zu verweisen°

Der Kläger beantragt?

das Verfahren auszugetzen und die Frage der Zu—
ständigkeit_des Gerichts dem Bundesverfassungae

gericht zur Entscheidung vorzulegeno

Er ist der‘Auffassung9 daß ein solche Verfahreneweise nach
%nrt„ 100 Abs„ 1 des Grundgesetzes (GG) geboten sei°

.../{„...
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II

Die Revision hatte keinen Erfolg;.eie ist trotz ihrer aus—
drücklichen Zulassung durch das LSGO_nicht etatthaft°

Es ist verfahrenerechtlich unbedenklich9 daß die Vorinstan—

zen über die Zuetändigkeit des Gerichts durch Zwischenurtcil

entschieden haben° Das EGG selbst enthält keine Bestimmungen„

die den Erleß von Zwiechenurteilen regelno Auf Grund des 5 202

EGG haben daher die Vorinstanzen mit Recht 56 274, 275 ZEO für

entsprechend anwend er und demgemäß ein Zwiuchenurtcil über

die.Zuetändigkeit des Gerichte für zulässig gehe ten° Die

grundsätzlichen Unterechiede zwiechcn dem Verfahren der Sozial—
gerichtsbarkeit und dem Zivilprozeß schließen die Zulässig—

keit von Zwiechenurteilen nicht auso Gerade in jenen Streitig—

keiten9 die zumeist für den Berechtigten lebensnotwendige

Leistungen zum.Gegenetend haben? besteht ein dringendcs Be—
dürfnie‚ den Eintritt der Rechtskraft durch eine rationelle

Absonderung und Vorwegerledigung gewisser Streitpunkte zu be—

echleunigenc Gegen die Zülässigkeit von Zwischenurteilen im

Verfahren der Sozialgerichtebarkeit bestehen um so weniger

Bedencen9 als in den anderen Gerichtebarkeiten ebenso ver—

fahren wird° Auf dem Gebiet der Arbeitsgerichtsbarkeit gilt

die Regelung über Zwiechenurteile im Zivilprozeß entsprechend

(@ 46 Abe° 29 $ 64 Abs„ 2 des Arbeitegerichtsgeeetzes —ArbGG—)°

Für die allgemeine Verwaltungegerichtebarkeit läßt die Militär—

regierungeverordnung (IRVO) 165 Zwischenurteile über die sech—

liche oder örtliche Zuetändigkeit des Gerichts ausärücklieh

zu (@ 73 Abso l)o Die Geectzc über die Verwaltungegerichtsbar—
keit für die süddeutschen Länder und das Verwaltungsgerichte—

gesetz (VGG) für Rheinlend—Pfelz enthalten keine beeonderen

Bestimmungen über Zvischenurteilc9 nach allgemein anerkannter

Auffassung werden jedoch auch dort in entsprechender Anwendung

des £ 303 ZPO (@ 34 VGG) Zwischenurteile für zulässig gehal—
ten (Eyermann—Fröhler, Verweltungegerichtegesetz für Bayern?

Bremen, Hessen und Württemberg—Baden, @ 78 Anm.° II 1'b, bb;

van Huscn‚ Gesetz über die Verweltungegerichteberkeit in
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Bayern? Württemberg—Baden und Heesen9 1947 So 105; Hufnagly

Die Verweltungsgerichtsberkeit in der amerikanischen und bri—

tischen Zone 1950 So 285; Sekmuck — Be Clerck9 Gesetz über

das Bundesverwaltungsgericht9 Kommentar‚ 8° 123; vg1° auch

eve° Münster in mm 1959 so 473% Bei diesemRechtszustend
soll es nach dem Entwurf der Verwaltungegerichteordnung

(Deutecher Bundestag? 30 Wahlperiode? Drucksache 55) im we—
eentlichen bleiben, wenn darin auch nur ein einziger Fall

des Zwieehenurteils (über die Zulässigkeit der Klage — 5 110)

ausdrücklich geregelt ist (vgl° emt1° Begründung aoaoo° so 42

zu 55 108 big llO)o Schließlich sind auch im Verfahren der

Finanzgerichtebarkeit Zwischenurteile zulässig (@ 284 Abe„ 2

der Reichsabgabenordnung)°

Haben die Vorinetanzen somit in.zulässiger Weise über die Zu—

ständigkeit des Gerichts durch Zwischenurteil entschieden, so

hatte der Senat zu prüfen‚ inwieweit diese Urteile — mit der

Berufung bzwo Revieion — anfechtbar sind°

Im Zivilprozeß sind Zwischenurteilep durch die eine prozeß—

hindernde Einrede verworfen wird‚ hinsichtlich der Rechtsmit—

tel als Endurteile enzuechen und daher grundsätzlich selbstän_

it dem ste theften Rechtsmittel enfechtbar (@@2755 511,
5+5 A so 1 ZPO)O Bicecr Grun satz erleidet insofern eine Ein—

dig m

schränkung9 als in Streitigkeiten über Vermögenerechtlichc An—
sprüche Berufung und Revision nicht darauf gestützt werden

können? daß las Gericht des ersten Rechtezugee ;eine örtliche

Zuständigkeit mit Unrecht angenommenhabe (@@5123, 549 Abeo 2
ZPO)° Diese von der Gleichwertigkeit gleichartiger Gerichte
ausgehenden Vorschriften dienen der Prozeßökonomie° Einmal

soll vermieden werden? daß eine von der Vorinstanz geleistete

Sacharbeit aus förmlichen Gründen hinfällig wird, vor allem

aber sollen die Rechtsmittelgerichtc von — praktisch nutz—

lcsen — treitigkeiten über die örtliche Zuständigkeit frei—

gestellt werden (vgl„ BGH° in NJW„ 1953 SG 222 unter Anführung

dee Kommiseionsbcrichts zu & 549 Abso 2 ZPO, Drucksache des
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ReichstagGs 1903/05 am 782 s„ 74; RGZO93 s‚ 351 [555g7)0

nie die Anfechtbarkeit von Urteilen einechrähkende Regelung

der 55 51239 549 Abso 2 ZFOgilt‚ wie allgemein anerkannt
ist, auch in den Fällen? in denen über prozeßhindernde Ein—

redeh nach 5 275 ZPO entschieden Werden ist° Hat also ein

eretinete zlichee Gericht in einer 5treitigkcit über ver—

mögensrechtliche Aneürüche durch Zwischenurteil nur über die

prozeßhindernde Einrede der örtlichen U.zuetändigkeit des

Gerichts entschieden und diese verworfen9 so ist dieses Ur—

teil praktisch jeder Anfechtung entzogeno Anders ist die ver—

fehrensrechtlichc Regelung ZGB° im Verweltungegerichtever—

ehren nach der MRVO165„ Dort sind kraft ausdrücklicher Ec—

etimnung des @ 75 Abeo 2 auch Zwiechenurteile, die über die

u

e

n
I

ständigkeit dee Gerichts in bejehenden Sinne entscheiden,

lbetändig anfeohtharo

Im Verfahren der Sezialge110htebgrkeit ist die Regelung der

HRVO 165 nicht entsprechend anwendbar9 weil das SGG gegenüber

den Verfahrenevorechriften der allgemeinen Verweltungngrichte—

barkeit ein Spezialgesetz darstellt und ausdrücklich auf die

Zivilprozeßor£nung verweist, soweit es eelbst keine Bestim—

mungen über das; Verfahren enthält (€} 202 SGG)o Da das SGG

nicht regelt‚ ob und inwieweit bei Streitigkeiten über die

Zuständigkeit des Gerichte die Anfechtberkcit einer Entschei—‚

dung eingeschränkt wird? sind @@512 a‚ 549 Abso 2 ZPO im Ver—

fahren der Sozialgerichteberkeit entsprechend ehzuwenden9 es
sei denn? daß grundsätzliche Unterschiede der beiden Verfah—

rensarten dies ausschließen würden° Einen solchen Unterschied
sieht die Revision zu Unrecht darin9 daß es im Verfahren vor

den }erichten der Sozialgerichtsberkeit « im Gegensatz zu der

im Zivilprozeß geltenden Regel — unzulässig und daher recht—

lich wirkungslos ‘st9 eine Vereinbarung über den Gerichte—

etand zu treffen° Auch die ZPO kennt Fälle des eueechließ—

lichenß also der Vereinbarung nicht unterliegenden (@ 40
Abg° 2 ZPO) — dinglichen — Gerichtsetendes (@ 24 ZPO);

gleichwohl können gemäß 55 512 a‚ 549 Abs° 2 ZPO in diesen

_7_
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Fällen Berufung und Revision nicht darauf gestützt werden, daß

die untere Instanz ihre ausschließliche örtliche Zuständigkeit

mit Unrecht angenommenhabe (OGHErZ„ 1 SO 297; Rosenberg9 Lehr—
buch des deutschen Zivilprozeßrechte9 7° Auflo S° 155)„ Ein son—

etiger grundsätzlicher Unterschied in den beiden Verfahrensar—

ten? der für die Beschränkung der Reehtsbehelfe von Bedeutung

sein könnte‚ ist nicht ereichtlieh„ Es besteht daher kein Grund9
5% 512a‚ 549 Abs° 2 ZPO im Verfahren der Sozielgerichtsberkeitf

nicht entsprechend z.zuweneen9 zumal da hier das Bedürfnis9 die

Rechte krcft der Sachent=cheidung nicht durch ausgedehnte Zu—
ständigkeitsStreitiglzeiten hinaus ziehen9 ebenso besteht wie

im Zivilpr zeßg.Zur ente pr echenden Anwendbarkeit der 55 51239

549 Abso 2 ZFO im Ver“ehren der So„elgerichtebnrkevt fährt

auch die Erwägung? daß eine solche Regelung eine folgerichtige

Ergänzung zu @98 SGGbedeutet: Ebenso wie ein SG„ im Felle.der
Verneinung seiner örtlichen Zuständigkeit in unanfeehtberer Wei—

se bestimmen kenn7 welches andere SG° zur Sachent„cheidunz be—

rufen ist‚ erscheint es auch vertretbar9 daß, da alle Sozialge—

richte als gleichwertig anzusehen sind ‘ein SG° bei Eejahung

seiner örtlichen Zuständigkeit durch Zwi_ehenurteil dies eben—

so unenfechtbar ausspricht°

Sind somit im Verfahren der Sozialgerichtsbarkeit @@512a? 549

Abso 2 ZPO entsprechend anwendbar? so konnte im vorliegenden

Streitfalle schon das Urteil des SG° Nürnberg9 welches über

einen inepruch auf Zahlung einer Unnfullrente, also über einen

vermögengrcchtlich0n Anepruch entschieden hatte (vgl° BGHZ° 14
M

°
{4)‚ nicht mit der Eegrlndung angefochten werden? nicht desff;

EGO Nürnberg? sondern das EG° Kunchen sei örtlich zuständig„

Dasselbe gilt für che An;°eehtbarlzeit des Bern ungeurteils mit

der Eevieion°

ßen Streit uber die Zuständigkeit der angeführten Sozialgerich—

te hat der Senat in Jbereinstimmung mit der Revision als einen

Streit über die örtliche‚ und nicht etwa über die sachliche

oder funktionelle Zuetändigkcit angeeehcno Die örtliche Zustän—
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digkeit betrifft die Verteilung der Klagen unter mehreren

gleichartigen Gerichten an eines? zu dem eine räumliche Be—

ziehung besteht° Demgegenüber regelt die sachliche Zuetän—

digkeit die Verteilung der Klagen an die vers hiedenen j1ten

der erstinetenZlichen Gerichte9 während die funktionelle Zu—

ständigkeit die Verteilung der verschiedenen Rechtspflege—

fu niztionen in ein und ders lben Cache an vor chiedene Re

‘°legeorgane zum Gegenstand hat (vgl.° Roeenberg a„eoO° So l18,
9)„ Ist — wie im vorliegenden Falle — streitig9 ob das SGo-.

l
F

C
I

H
H

es Üohneitzes (Eeachäftigungsorts) zuständig oder ob der Be—£)
»

N }„
.J

.

rk einer Kammer eines anderen SGogalso eines gleichwertigen

(“
J Hiehts‚ wirksam auf den Bezirk jenes nach 5 57 SGGals ört—

lich zuständig in Betracht kommenden SGO erstreckt werden ist

( 10 Abs[) 3 SGG)9 so liegt ein Streit über die örtliche Zu—
tändigkeit des Gerichts voro Der Charakter der Gleichwertig—

keit der Sozialgerichte Nürnberg und München entfe llt nicht

dadurch9 daß durch @ 2 ZVO die Angelegenheiten der Versi he—

rungsträger der Deutschen Bundesbahn beim €G„ München zusam—

'/?

mengezog en werden sind; dadurch is t das &G° München nicht in—

soweit zu einem Sondergericht geworden‚ wie dies 530 im Ver—

hältnis der ordentlichen Gerichte zu den Gerichten für Ar—

beita sachen gilt (vglo Roeenberg a°a„O° 8° 64‚ 65; RGZ„ 158‚

0193 '"v\
L v 0

Dieser Auffassung steht nicht entgegen9 daß der Bundesge—

iehtehof (BGHQ)die Frage, ob das nach @51 Abs° 2 des Patent—
gesetzes vom5 mi 1936(BGBl°11 3° 117) für die Erledigung
von Patentetreitea chen aus den Bezirken mehrerer Lendgeriehte

beetimmte Landgericht oder die Zivilkammer eines ander en Land—

gerictts zu ttndig iet‚ als eine Frage der eechliehen Zuetän—

digkeit angesehen hat(£ GHZO14 So 72 4727; vgl° auch BGHZ° 8
So 1L217 wo offen gelassen ist9 ob es sich hierbei um die

‘sechliche oder funktionelle Zuständigkeit oder um beides han—

delt}o Bei der Zuweieung von Eatentetreitsachen an bestimmte

ge ehte ist der rechtliche Aueg angspunkt nicht der glei—

ehe wie oei der Lrstreckung des Bezirks einer Kemmer9 welche

..9..
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für die Angelegenheiten der Versicherungsträger der Deutschen

Bundesbahn eingerichtet ist9 auf Bezirke anderer Sozialgerich—

te; 5 5l Abs„ 1 des Patentgeeetzes erklärt nämlich für Patent—
streitsechen die Lendgeriehte ohne Rücksicht auf den Streit—

wert für —
sachlich

— ausschließlich zuständige Der BGH°

schließt nun aus dem Sinn und Zweck der Bestimmung — Verbeseee

rung der Rechtsprechung durch die besondere Schulung der Pa—‘
tentgerichte9 die dadurch erreicht werden soll? daß die betei—

ligten Riclter aus dem bei ihnen zueemmenfließenden Prozeßetoff

eines größeren Bezirks die wünschenswerten Sonderkenntnisse und

Erfahrungen unter günstigeren Bedingungen gewinnen können —,
daß nicht nur die Lendgcrichte als solche für Patentstreitsachen

ausschließlich zuständig gemacht worden seien‚ sondern diese aus—

schließliche Zuständigkeit sich auch auf die zu Gerichten für Pa?

tentetreitsachen besonders bestimmten Lendgerichte eretrecke

(BGHZO850 19)° Ber aus demZweckdes5 51Abso2‘deePatentge—
es hergeleitcte Gesichtspunkt der Rechtsgleichheit mit den

besonderen Gerichten — zoB„ den Arbeitsgerichten (RGZ„ 158

o
193) und den Rheinschiffehrtsgeriehten (RGZ° 167 SO 305) —

trifft auf die Bildung der Kammer für Angelegenheiten der Ver—

(f
l

sicherungsträger der Leutschen Bundesbahn und die Erstreckung

ihres Bezirks auf das Gebiet des Freistaates Bayern nicht zu„

Durch @ 2 ZVO ist der 140 Kammer des EGOMünchen ein bestimm—

tes Rechtsgebiet nicht zur Erzielung einer fachlich besonders

qualifizierten Rechtsprechung zugewiesen werden9 vielmehr war

hierbei die Erwägung maßgebend‚ daß die günstige geographische_

Lage des Sitzes der Beklagten zum Gerichtsort München eine wo—

sentliche Verwaltungsvereinfeehung für den Versicherungsträgcr

bedeute° Es ist also der Grundgedanke der in @ 57 EGG enthal—

tenen Regelung der örtlichen Zuständigkeit, Wonach den Ver—

sicherten und Versorgungsberechtigten die gerichtliche Verfol—

gung ihrer Ansprüche möglichst erleichtert werden n■l(vgl■tecke

n euch der Sozielvereicherung9 Stand: Februer_légé;m “
mann9 Hs d

So 238 f)‚ für die Mehrzahl der Versicherten und Versor—Bd„ i
gungsberechtigten in sein Gegenteil verkehrt werdeno Diese Ände—

rung der Gerichtsstendsregelung des 5 57 SGGmacht deutlich, daß
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eine reit über die örtlich .e Zuständigkeit vorliegt

über die verfehrenerechtlichen Folgerungen. die sich daraus

ergeberp daßgegenein lediglich die örtliche Zuständigkeit
bejehendes Zwiechenurteil ein Rechtemittel unter Nichtbe—

acltung der 69 5123, 5A9 Abo„ 2 ZPO eingelegt wer den ist9

gehen die Meinungen iuocwnonce ° Ausgehend von 5 549 Abs„ 1
ZPO9 der nach allgemeiner Auffassung nicht die & ettha1°tickeit

sondern das Begründetsein der Revision bet11fft zieht man
teilweise — namentlich im Schrifttum — den Schluß? daß der

den gleichen Wortlaut (“te-n nicht darauf ge 3tützt werden”)

aufweisende Abso 2 des @ 549 ebenfu 113 nur zur Unbegründctheit

der Revision führe (so Buzengeiger9 Ann° zu JW„ 1925 So 1638

Nr„ 2; Stein—Jonas9 Zivilprozeßordnung. 18„ Aufl„9 $ 512u

Anm° I Noten 5 und 7‚ @ 549 Anm° VII; Baumbech—Lauterbech9

ivilprozeßor dnung9 25° Auflc‚ @ 512a Anm° 2‚ $ 549 An. 6;

OLGQMünchenp ZZ_O Bdo 52 So 326)° Eemgegenüber hat des Reichs—

gerioht in ständiger Rechtsprechung dem W rtluut der @@512a

und 549 Abso ZPO keine eueechleggebende Bedeutung beigemes—

een9 vielmehr aus Sinn und Zweck der Vorschriften gefolgerta

ein Rechtemitte1 gegen ein ausschließlich die örtliche

}5uetänül igkeit bejahendee rtcil schlechthin unstatth=ft sei

’ e. 351 f.‚ 110 so 56 ff°9 157 SO589 43917; R—.in
S 25 5° 1638 Nr° 2; so auch OGH7° l

L2917)° Diese: „ uifassung haben sich der EGHOund ein
von Schrifttumc — neuercings auch Rosenberg — angeschlos—

een (BGHZO in NJW„ 1955 S‚ 222; Rosenberg a„aooosol55yl56‚703;

Vlieczoreelc9 Zivilprozeßoränung und Nebengecetze, @ 5123 Anm.B

I b9 @ 549 Anm° J I; Zöller. Zivilprozeßordnung, 90 Aufl„,
Anm° zu @ 512a)° Auch der erkennende Senat ist ihr beigetre—

teno Die Auffassung des Reichi■ gerichts und des Eundeegerichto—

hofs läßt sich einerseits noch mit dem Wortlaut des Gesetzes

vereinbaren und dient andererseits dem offenbercn %\ecl< dee

Ge=etzes. zur beschleunigten K1är ung der örtlichen Zuständig—

ilcei_t beizutragen‚ indem dem Rechtsmittel gericht verwehrt wird,

des die Einrede tler örtlichen Unzuet ändigkeit verwe11ende
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Zwieehenurteil unter irgendeinem verfehrensrechtlichen Gesichte—

punkt nechzuprüfen° Es ist auch nich t ers ichtlich aus welchem

Grunde di e poeitive Entrcheidung über die örtliche Zuständigkeit

hinsichtlich ihrer Anfechtbarkeit anders behandelt werden sollte

als die in einem Vc1weisunfebescnluß bez wo —urteil (@ 276 ZPO9

@ 98 EGG) liegende negative? ausdrücklich als unenfechtber be—
zeichnete Entscheidungo

Die Revision der Beklagten-ist daher nach 5 202 SGG in Verbin—

dung mit 5 549 Abe„ 2 ZPO unetatthefto Baß das gleiche nach
5 202 500 in Verbindung mit % 512e ZPO für die zum LSG„ einge—

legte Berufung gilt9 gab dem Revisionegerieht nicht die Pflicht

oder auch nur die Möglichkeit‚ dieserhelb des Eerufungeurteil

im Tenor zu ändern; dies verbot sich‚ weil bei unstatthefter

Revision für eine Nachprüfung des Berufungeurteils kein Raum

isto

Aus den vorstehenden Ausführungen folgt9 daß das LSG° die Re—

vision nicht hätte zulassen dürfen; denn sein Urteil wer unen—

fechtbaro Die somit off en<icl tliéh entgegen dem Geeetz erfolgte

Zulassung ist nach-der Auffassung des Senats unwirksan° Für die

Zulassung der Revieion gegen ein nach 5 214 Abs° 5 EGG endgül—

tigm Urteil hat des Bund esozielgericht (B£GO) dies bereits in

bi iGO 1 So 104 ausges nrocheno Ferner hat der erkennende Senat in

inem Urteil vom 200 Juli 1959 — 2 RU 159/58 — die Zulassung
er Revieion gegen ein auf Grund der @@989 155 Abs° 1 SGG er—

(D
f)

J

gengenes — unenfechtbaree ——Verweigunggurteil für unwirksam er—
klä:t° Auch im vorlieg cenden Falle ist die Zulassung des Rechts—

mittels unwirzeem9 weil sie ein nach dem Verfahrensrecht der

Sozielgericht barkeit nicht enfechtbai es Urteil betrifft, also

01fens ichbli eh in geeLUZU‘CT“5CT Wei eeusgeeprochen werden ist
’vgl„ hierzu Brechmann, e„e„0„ Bdo I 3° 252 i, 250 t und u mit

wei teren Nachweieen; ferner für die Zivilgerichteberkeit: BGHZo2

0 596; BGH° in MERO 1959 So 378 = NJU° 1959 SG 725 Ur„ 9;
50 1 SG 296; Roeenberg e.a„0° So 670; Stein—Jonas e„a.0„

; 546 Anno VI 5 c; Baumbsch—Lauterbech e„e„0° 5 546 Ann° 4; für

‚—
C

D

_12_
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 12 _

die Arbeitsgerichtsbarkoit: RAG° 22 so 1; BAG„ 2 SO 26 sowie

3 so 46 (Großer Senat); Dietz—Nikisch„ Arbeitsgerichtggesetz,

Kommentar 19549 5 72 Anm„ 23 und 24; für die Verwaltungsgc—

richtsbarkeit: BVerwGo in NJW„ 1954 8° 47 Nr° 25; Werner9

DVBl„ 1951 s„1341 434g7; UlQ3 Gesetz über das Bundesverwal—
tungsgericht 19529 @ 53 Anm° II 3)°

ßie Revi$ion der Beklagten mußte daher als unzulässig vor—
worfen werden° \

Die Kostenentgcheidung beruht auf 5 193 SGG;
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